
Die westdeutsche Gesetzgebung und ihre Auslegung in 
Theorie und Praxis ist somit eindeutig darauf gerich­
tet, den Unternehmer weitgehend von der Verantwor­
tung für das Leben und die Gesundheit der arbeiten­
den Menschen zu befreien. Hier zeigt sich der Klassen­
charakter des Rechts mit besonderer Deutlichkeit. Da 
ein wirksamer Gesundheits- und Arbeitsschutz nur 
dann gewährleistet wäre, wenn sich aus schuldhaften 
Pflichtverletzungen der Unternehmer und ihrer leiten­
den Angestellten auch straf- und zivilrechtliche Kon­
sequenzen ergeben würden, dem aber das Profitstreben 
entgegensteht, wird dieses Hindernis mit Hilfe der 
Gesetzgebung sowie der Rechtslehre und -praxis aus 
dem Wege geräumt. Übrig bleibt, daß sich letztlich der 
Vorwurf gegen den Arbeiter oder Angestellten, der 
durch einen Betriebsunfall zu Schaden gekommen ist, 
selbst richtet, und zwar mit dem auf der „Theorie des 
Selbstverschuldens“ beruhenden Hinweis, daß er sich 
selbst vor Schaden im Produktionsprozeß zu bewah­
ren habe.
Wenn auch die in Westdeutschland geltenden Gesetze 
„eine Bestimmung des Inhalts, daß jedermann ver­
pflichtet sei, seine Person ... vor Schaden zu bewah­
ren“, nicht enthalten, so „leitet jedoch (die Rechtspre­
chung) aus § 254 die Pflicht eines jeden ab, auf seine 
eigene Sicherheit hinreichend bedacht zu sein und da­
durch einen Schaden abzuwehren ... Es genügt ein zu 
mißbilligendes Verhalten in der Wahrung eigener Be­
lange .... auch wenn eine besondere Rechtspflicht 
hierzu dem Schädiger gegenüber nicht besteht“"*. 
Welche Auswirkungen diese Theorie dann bei der 
Beurteilung von Arbeitsunfällen hat, zeigt deutlich 
der folgende vom Bundesgerichtshof entschiedene Fall:
Der Verklagte ist Inhaber eines Zimmereibetriebes. Er 
hatte beim Aufbau eines Lagerhauses die Herstellung 
des Daches auszuführen. Der 54jährige Zimmermann J. 
nahm auf Weisung des Poliers das Maß für einen 
Balkenwechsel. Dazu begab sich J. auf die Mauer und 
nahm dort die Messungen vor. Als er in das Innere 
des Gebäudes zurückklettern wollte, stürzte er von 
der 10 Meter hohen Mauer ab und wurde tödlich 
verletzt.
Der Bundesgerichtshof hat in diesem Fall eine Schuld 
des Unternehmers, der entgegen den in Westdeutsch­
land geltenden Unfallverhütungsvorschriften kein 
Schutzgerüst aufgestellt hatte, verneint. In den Grün­
den des Urteils heißt es hierzu:

„Beim Abmessen des Balkenwechsels handelte es 
sich um eine einzelne Arbeitsverrichtung abseits den 
übrigen Arbeiten; ... daß J. zu ihrer Ausführung auf 
die Mauer stieg, war weder notwendig noch auch nur 
besonders zweckmäßig ... Nur weil J. unnötiger­
weise in offensichtlichem Ungehorsam und Leichtsinn 
auf die Mauer stieg, wurde sie für ihn zu einer 
Gefahr. Es kann nicht der Sinn der Unfallver­
hütungsvorschriften ... sein, für einen derartigen 
Fall dem Unternehmer die vorsorgende Aufstellung 
eines Gerüstes zur Pflicht zu machen ... Wenn nun 
auch nicht zu verkennen ist, daß Gewöhnung an die 
mit der täglichen Berufsarbeit verbundenen Gefah­
ren und Abstumpfungen gegen sie leicht zu unvor­
sichtigem Verhalten verleiten und die Unfallver­
hütungsvorschriften gerade auch von der Rücksicht 
auf diese Berufserfahrung getragen sind, so ginge es 
doch über das Maß des vernünftigerweise Gebotenen 
hinaus, wenn man annehmen wollte, daß wegen 
jener einzelnen Arbeitsverrichtung ... ein Schutz­
gerüst ... hätte errichtet werden müssen, um den 
Gefahren vorzu beugen .. ,“17
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Zu einigen fehlerhaften Auffassungen über die Ver­
antwortung der leitenden Mitarbeiter und die Rechts­
pflichten der Werktätigen im Gesundheits- und Arbeits­
schutz
Das Oberste Gericht der DDR hat im Gegensatz zu 
der westdeutschen Praxis in mehreren Entscheidungen 
betont, daß der Betriebsleiter und die anderen leiten­
den Mitarbeiter, die schuldhaft ihre Pflichten im Ar­
beitsschutz verletzt und dadurch einen Unfall oder 
eine konkrete Gefahr (§ 31 ASchVO) herbeigeführt 
haben, sich nicht darauf berufen können, daß sich der 
Arbeiter selbst fahrlässig verhalten habe18. Die „Theo­
rie des Selbstverschuldens“ wird in unserer gesell­
schaftlichen Praxis zu Recht abgelehnt. Uns scheint 
jedoch, daß oftmals der eigentliche Inhalt dieser Theo­
rie unbeachtet bleibt und nicht erkannt wird, daß sie 
nicht von ihren gesellschaftlichen Grundlagen getrennt 
werden kann. Das führt zu überspitzten Auffassungen. 
Dabei wird übersehen, daß „die Werktätigen im Sozia­
lismus ... entsprechend den gesamtgesellschaftlichen 
Interessen an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 
mitwirken. Das heißt, daß sie auch den Arbeitsschutz 
nach ihren Möglichkeiten mitgestalten. Die rechtliche 
Verantwortung in diesem Sinne soll eine nachhaltige 
erzieherische Funktion verwirklichen, nicht aber — wie 
das Selbstverschulden — materielle Nachteile für die 
Werktätigen mit sich bringen“19.
Überspitzte Auffassungen drücken sich z. B. darin aus, 
daß behauptet wird, der leitende Mitarbeiter habe für 
jedes leichtfertige und disziplinwidrige Verhalten eines 
Werktätigen in seinem Verantwortungsbereich diszipli­
narisch oder strafrechtlich einzustehen. In einem von 
der Hochschule der Deutschen Gewerkschaften „Fritz 
Heckert“ beim Bundesvorstand des FDGB herausgege­
benen Leitfaden heißt es z. B.:

„Natürlich gibt es komplizierte Fälle, bei denen die 
äußere Veranlassung einer subjektiven Handlung 
nicht so leicht zu erkennen ist, z. B. bei undiszipli­
niertem Verhalten des Arbeiters. Das kann man ver­
hindern, indem die sozialistische Arbeitsmoral und 
sozialistische Arbeitsdisziplin dieses Arbeiters ent­
wickelt werden und er kollektiv zu einer bewußten 
Einstellung zur Arbeit erzogen wird. Fehlt diese Er­
ziehung, handelt der Arbeiter undiszipliniert und 
kommt es dadurch zum Arbeitsunfall, so ist diese 
subjektive Handlung die Folge einer mangelhaften 
erzieherischen Einflußnahme der Gesellschaft, für die 
vor allem der zuständige Meister verantwortlich ist.“20 

In der Konsequenz bedeutet dies, daß sich der leitende 
Mitarbeiter noch so pflichtbewußt verhalten kann, 
trotzdem aber — ggf. auch strafrechtlich — verantwort­
lich ist, wenn in seinem Bereich ein Werktätiger trotz 
ständiger Ermahnungen und Belehrungen die Arbeits­
schutzmaßnahmen außer acht läßt und dabei zu Scha­
den kommt. Diese Ansicht zeigt sich auch in folgender 
Formulierung des gewerkschaftlichen Leitfadens:

„Die rechtliche Verantwortung der leitenden Kader 
ist umfassend auf den Schutz von Leben und Ge­
sundheit der ihnen anvertrauten Werktätigen ge­
richtet, und diese Verantwortung schließt ... die Ein­
haltung der Rechtspflichten durch die Werktätigen 
ein."21

Diese Auffassungen widersprechen dem sozialistischen 
Prinzip der individuellen strafrechtlichen Verantwort-
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